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A. Das im Bau befindliche Schulhaus Hinterbuh]~ der Gemeinde

Wangen b/O steht teilweise auf einem im Katasterpian eingezeichneten

offentlichen Weg, der im rechtskraftigefl Bebauungsplan in ahnlicher
Linienfuhrung als Quartierstrasse vorgesehen ist Dieser Weg bildet

die Zufahrt z~m Waldgrundstuck GB Wangen Nr. 505, das Herrn Peter

Brunner, Landwirt in Wangen, gehort. Am 25. April 1955 schloss die
Einwohnergemeinde Wangen, vertreten durch den Gemeinderat, mit Herrn

Brunner einen Dienstbarkeit svertrag ab, in welchem sie sich verp±‘lich~

tete, im Anschluss an die Bannstrasse ein uneingeschranktes Geh—

und Fahrwegrecht zu Gunsten des Grundstuckes Nr 505 zu errichten.

Dabei behielt sie sich das Recht vor, aus Rucksichtnahme auf das aus—

zufuhrende Bauprojekt die I,inienfuhrung des Weges zu verandern, ohne

dass aber der ungehinderte Verkehr ab Bannstrasse von Sudwesten her

auf die Liegenschaft Nr. 505 verhindert oder wesentlich beeinträchtigt

wird,
Um auch den Bebauungsplan den neuen Verhältnissen anzupassen

legte die Einwohnergemeinde Wangen ordnungsgemasS einen ab~eanderten

Bebauun~spJL~4l auf, in welchem die erwabnte Quartierstrasse gestrichen

ist. Herr Brunner reichte dagegen rechtzeitig Einsprache ein, weil

im Bebauungsplan kein Ersatz fur die gestrichene offentliche Strasse

vorgesehen sei. Der Gemeinderat wies die Einsprache ab mit der Be—

grundung, dass die Frage des Wegrechtes durch Vertrag geregelt word~‘

sei, den die Gemeinde erfu.llen werde Die Gemeindeversarnnilung, an

die Herr Brunner die Einsprache weiterzog, lehnte diese am 25. No

vember 1957 ebenfalls ab und beschloss gleichzeitig die Abanderung

des Bebauungsplanes und die Streichung des Strassenzuges zum Wald
grundetuck Nr. 505,

B, Gegen diesen Beschluss beschwert sich Herr Brunner mit

Schreiben vom 28. November 1957 beim Regierungsrat. Er stellt folgen

de Begehren:
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1. Der erwähnte Dienstbarkeitsvertrag sei wegen absichtlicher Täu

schung und mangelnder Ratifikation durch die GemeindeverSamilhlung

aufzuheben,

2. Die Verletzung des Katasterplafles durch den Einwohnergemeinderat

sei festzustellen.

3. Der angefochtene Beschluss sei wegen willkürlicher Abänderung des
Katasterpianes zu kassieren.

4 Der Beschwerde sei aufschiebende Wirkung zuzuerkeflhiefl.

Zur Begrundung fuhrt der Beschwerdefuhrer im wesentlichen

folgendes aus Er sei durch Tauschung zum Abschluss des fraglichen
~j~~~tbarkeitsvertrageS verleitet worden. Die Gemeinde Wangen habe /

ihm fur ein Naherbau~reCht an sein Grundstuck Nr. 505 Fr. 5~OOO -—

geboten. Er habe jedoch die doppelte Summe verlangt. Hierauf habe ihm

sein Anwalt empfohlen, das Angebot der Gemeinde anzunehmen und für

die restlichen Fr. 5‘OOO.—— ein Wegrecht zu sichern, weil er sonst

gar nicht mehr auf sein Grundstuck konne. Auf der Amtschreiberei sei

ihmdann zuerst ein falscher Katasterplafl gezeigt worden, auf dem der

bestehende offentliche Weg nicht eingezeichnet gewesen sei. In der

falschlichen Meinung, er verfuge uber kein Wegrecht zu seinem Grund

stück, habe er darauf seine Zustimmung zum Vertrag gegeten. Ausser

dem habe der Vertrag, da er neben den angebotenen Fr. 5‘OOO.—— eine

dingliche Ieistung (Einräumung eines Wegrechtes) versehe, die Kompe—

tenzsurame des Gemeinderates uberstiegen. Die deshalb notwendige Rat~—

fikation durch die ~~meindeversammlUng sei jedoch nie erfolgt.

Der Gemeinderat habe ihm Ende Oktober 1957 einen Vorschlag

fur einen neuen Zugang zu seinem Grundstuok unterbreitet Nach diesem

Vorschlag musste er ~jedoch 200 m weiter nach Osten und dann wieder

100 m zuruck nach Westen fahren. Sein Waldgrundstu-ck Nr 505 sei

zufolge seiner geographischen Beschaffenheit auf den bestehenden Weg

angewiesen. Es sei richtig, dass die Gemeinde den bestehenden o±‘fent—

liehen Weg aus triftigen Grunden verlegen kenne, aber er musse nach

wie vor dem Grundstück dienen. Es seien jedoch keine GrUnde für die

Verlegung des Weges vorhanden gewesen, indem die Meinungen über den

Standort des Schulhauses selbst unter den Behordemitgliedern stark

auseinander gegangen seien.
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E. Am 3. Juli 1958 führte der juristische Sekretär des Bau—

Departementes an Ort und Stelle einen Augenschein durch. Die Gemeinde

war durch den Ammann und den Gemeindeschreiber und der Beschwerde—

führer durch Herrn August Pfefferli in Wangen vertreten. Herr Pfeffer

ii führte aus, dass sich die Beschwerde nicht gegen die Abänderung

des Bebauungsp]-ElfleS richte, sondern nur gegen die Aufhebung des be

stehenden öffentlichen Weges. Der zwischen den Parteien abgeschlossene
DjenstbarkeitsVertrag sei öffentlichrechtlicher Natur und deshalb

vom Regierungsrat zu beurteilen. Herr Ammann Kiefer erklärte, dass

die Gemeinde auch heute noch bereit sei, in Erfullung des Vertrages

eine angemessene Zufanrt zum Waldgrundstuck zur Verfugung zu stellen.

Der Re~ierun~srat stellt fest und zieht in Erwagu~g

1 Herr Brumier wird als Eigentumer des WaldgrundstuckeS Nr.

505 von der Aufhebung des Weges direkt betroffen. Er ist somit zur

Beschwerdefuhrlmg legitimiert Die Beschwerde ist rechtzeitig einge

reicht worden, sodass darauf einzutreten ist

2 Die Vorschriften des Baugesetzes uber das Bauplanverf ehren

sind bei der vorliegerden Abanderung des Bebauungsplafles eingehalten

worden. Die von der ~~mejndeversarnm1Uflg abgewiesene Einsprache des

Herrn Brunner ist nicht an den Regierungsrat weitergezogen worden.

Der Vertreter des Beschwerdefuhrers hat beim Augenschein ausdruck1iC~

erklart, dass sich die Beschwerde nicht gegen die Abanderung des Be—

bauungsplafles richte Aber selbst wenn angenommen werden musste, dass

sie sich sinngemäss auch gegen die Abänderung des Bebauungsplafles

richte, müsste sie in diesem Punkte abgewiesen werden. Die Streichung

der im Bebauungsplan vorgesehenen Quartierstrasse ist nämlich durch

den von der Gemeinde beschlossenen Bau des Schulhauses Hinterbühl

notwendig geworden und liegt somit zweifellos im öffentlichen Interes

se. Ein Bedürfnis, im Bebauungsplan an Stelle der aufgehobenen eine

andere Quartierstrasse vorzusehen, besteht nicht, da das ganze um—

liegende Gebiet zur Schulhausanlage gehort und von einer bestehenden

GemeindestrasSe aus erschlossen wird Die Abanderung des Bebauungs—

planes ist somit zu genehmigen.

3. Gleichzeitig mit der Abänderung des Bebauungsplafles (Strs~

chung der darin vorgesehenen Quartierstrasse) hat die Gemeindever—
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Der Beschluss der Gemeindeversammluflg bedeute eine will

kürliche Abänderung des Katasterplafles und. verletze den Grundsatz

der Katasterordnung, dass es ke~ne gefangenen Parzellen gehan durfe.

Eine Streichung ohne vorherigen Ersatz sei im vorliegenden Fall nicht

möglich.

0. Das mit der Vorprüfung betraute Bau-Departement lehnte das

Gesuch auf aufschiebende Wirkung ab. Diese Verfugung ist in Rechts

kraft erwachsen.

D. Der Gemeinderat von Wangen verwahrt sich in seiner Vernahm

lassu-ng dagegen, dass er den Beschwerdeführer getäuscht habe. Er

führt im weiteren aus, dass der mit Fr. 5~OOO.~~ bezifferte Gegen

wert zur Sicherung eines Wegrechtes vom Beschwerdefu.hrer erfunden seL

Die Amtsehreiberei Olten—Gösgen, mit der sich die Gemeinde in Ver

bindung gesetzt habe, verwahre sich in aller Form gegen die Behaup

tung, sie habe dem Beschwerde±‘Uhrer zwei verschiedene Plane vorge—

wiesen. Gemass Erklarung des Amtschreibers bestehe nur ein Kataster

plan und wer Einsicht nehmen wolle, dem werde er vorgelegt. Der Ge

meinderat bestätigt sodann, dass er dem Beschwerdeführer am 24. Ok

tober 1957 einen Vorschlag fur einen neuen Weg unterbreitet habe.

Herr Brunner habe sich dazu bis heute weder geäussert noch einen
G-egenvorschlag unterbreitet. Die Einwohnergemeiflde Wangen werde dem

Beschwerdefuhrer Eisatz bieten im Sinne des Vertrages. Komme eine

Einigung nicht zustande, so konne der sich benachteiligt fuhlende

Vertragspartner beim Richter klagen. Die Aufhebung des Vertrages sei

Sache des Richters, sodass auf das entsprechende Beschwerd.ebegehren

nicht einzutreten sei.
Es treffe nicht zu, dass das Waldgrundstück des Beschwerde—

führers auf den bisherigen Weg angewiesen sei. Es könne sowohl von

Westen als auch von Osten erschlossen werden. Der Gemeinde könne

nicht zugemutet werden, über eine Schulhausanlage einen Flurweg be

stehen zu lassen, nachdem eine andere Lösung möglich und auch gleich

zu Beginn der Vorarbeiten geplant worden sei. Aus diesem Grunde sei

der Vertrag abgeschlossen worden. Die Streichung der Strasse liege

im öffentlichen Interesse, Der G~rneindeversammlungs_BeS0hlU55 sei
zwingend und nicht willkürlich gewesen, sodass die Beschwerde in

diesem Punkte abzuweisen sei.
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sammlung die Aufhebung des ungefähr an der gleichen Stelle bestehen

den offentlichen Weges beschlossen Die Zustandigkeit der Gemeinde—

versammlung in dieser Frage wird vom Beschwerdefuhrer zu Recht nicht

bestritten. Auch dieser Beschluss liegt im offentlichen Interesse,

weil sie gleicherrnessen die notwendige Folge des v~n der Gemeinde

beschlossenen Schulhausbaues ist. Der Beschwerdefü.hrer anerkennt sel

ber, dass die Gemeinde den bestehenden offentlichen Weg aus triftigen
Grunden verlegen kenne. Er bestreitet ~jedoch das Vorliegen solcher

Grunde mit der Bemerkung, dass die Meinungen uber den Standort des

neuen Schulhauses selbst unter den Behördemitgliedern stark auseinan

der gegangen seien. Indessen ist es nichts Ausserordentliches, wenn

uber den Standort eines neues Schulhauses verschiedene Auffassungen

bestehen Wesentlich ist vielmehr, dass sich die Gemeinde nunmehr

fur den genannten Standort entschieden hat und der Bau des Schulhau

ses selber im offentlichen Interesse liegt.
Das solothurnische Recht erkennt dem Anstosser kein Recht

auf Fortbestand eines offentlichen Weges zu, Sein Recht, die Strasse

zu benutzen, ist eine Wirkung des offentlichen Charakters derselben.

Er hat auf die Strasse keinen weitern Anspruch als ein beliebiger

Dritter und dieser ist dadurch bedingt, dass eine offentliche Strasse

existiert, und nur so lange begründet, als sie in dieser Eigenschaft

existiert (vgl. Fleiner, Institutionen 3. 377, BG-E 20 (1894) 3. 65

ff). Dass die Gemeinde Wangen im vorliegenden Fall verpflichtet ist,

( dem Beschwerdefiihrer ein neues Wegrecht einzuraumen, ist wohl anzu
nehmen, braucht aedoohtaicht untersucht zu werden, nachdem sie sich

hiezu in einem Dienstbarkeitsvertrag verpflichtet hat, dessen Er—

fullung sie mehrfach verbindlich zugesagt hat. Der Einwand des Be

schwerdefuhrers, die Aufhebung des bestehenden Weges ohne gleichzei

tigen Ersatz sei nicht moglich, kann nicht gehort werden, weil die

Gemeinde im Zeitpunkt des Aufhebungsbeschlusses bereits einen Vor

schlag fur eine neue Zufahrt unterbreitet hatte. Ob die Verlegung

des Weges fur den Beschwerdefuhrer nachteilig ist, muss hier eben

falls nicht abgeklart werden, da ihm die Gemeinde gemass ihrer Ver—

nehnlassung das Recht einräumt, einen allfälligen Ninderwert beim

Richter geltend zu machen. Offen kann auch bleiben, ob sie u.berhanpt
entschad1gungspflicht]~g ware Soweit sich somit die Beschwerde gegen

die Aufhebung des bestehenden öffentlichen Weges richtet, ist sie

abzuweisen,
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4, Die vom Beschwerdeführer angefochtene Vereinbarung über

die Einräumung einer Dienstbarkeit durch die Gemeinde hat alle Nerk—

male eines privatrechtlichen Vertrages. Ihre Unverbindlichkeit müsste

somit beim Richter geltend gemacht werden. Auf das Begehren des Be—
schwerdefülirers, sie sei durch den Regierungsrat aufzuheben, kann

somit nicht eingetreten werden. Uebrigens ist auch nicht recht er—
si~htlioh, was für ein Interesse der BeschwerdefühXer an einer sol

chen Aufhebung haben könnte, da ihm die Vereinbarung nur Rechte, aber

keine Pflichten bringt. Zu bemerken ist noch, dass die Gemeinde auch

ohne diese Vereinbarung den bestehenden öffentlichen Weg hätte auf

heben können.

5. Auf das Begehren, es sei die Verletzung des Katasterplanes
durch den Einwohnergemeiflderat festzustellen, kann ebenfalls nicht

eingetreten werden. Abgesehen davon, dass der Regierungsrat in dieser

Frage nicht zuständig ist, wäre auch nicht einzusehen, inwiefern der

Gemeinderat den Katasterpian verletzt haben soll. Es mag zwar zutref

fen, dass die Aufhebung des öffentlichen Weges erst verurkundet wer

den kann, wenn ein neues Zufahrtsrecht geschaffen ist, weil sonst

eine gefangene Parzelle entstehen könnte. Dies hindert jedoch die
Gültigkeit des ~~meindeversarnmlur1gsbeSChlUss0S auf Aufhebung des be

stehenden Weges in keiner Weise,

Demnach wird
beschlossen:

1. Die Abänderung des Bebauungsplanes der Gemeinde Wangen b/O

im Gebiete “Hinterbühl“ vom 25. November 1957 wird genehmigt.

2. Die Beschwerde des Herrn Peter Brunner, Landwirt in Wangen

b/O, gegen den Beschluss der EinwohnergemeifldeVersalr1flllw1g von Wangen

b/O. vom 25. November 1957 betreffend Aufhebung eines öffentlichen

Weges im “Hinterb~ihl“ wird, soweit darauf einzutreten ist, abgewiesen.

Genehmigungsgebü-hr Fr. 5.——
publikationskostefl „ 14.—--

Total Fr. 19.—— (Staatskanzlei Nr. 730) KK

==~=~=~== von der Einwohnergemeiflde

Wangen b/O zu erheben.

Entscheidgebühr: Fr. 30.—— (Staatskanzlei Nr. 731) NN
vom Beschwerdeführer zu er
heben)

Der Staatssohreiber

~usfertigungen Seite~.
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Bau—Departement (3), mit Akten.
Kant, Tiefbauamt (2), mit 1 gen. Bebauungsplan.
Kant. Hochbauamt (2), mit 1 “

Jur. Sekretär des Bau—Departernentes (2).
Kreisbauamt II Olten, mit 1 genehmigten Bebauungsplan.
Einw. Gemeinde Wangen b/O (2), mit 1 genehmigten Bebauungsplan und

Akten.
Baulcommission Wangen b/O (2).
Finanz—Verwaltung (2).
Herrn Peter Bruxiner, landwirt, Wangen b/O (2), mit Beschwerdebei

lagen i~ll‘T Charg~,
Amtsblatt, Publikation von Ziff. 1 des Diapositive.




